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169. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 22. Feber 1988
über den Tarif der Forstlichen Bundesver-

suchsanstalt

Auf Grund des § 138 Abs. 2 des Forstgesetzes
1975, BGBl. Nr. 440, wird im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen verordnet:

§ 1. (1) Das Entgelt für die Inanspruchnahme der
Tätigkeit der Forstlichen Bundesversuchsanstalt
(nachfolgend kurz „Anstalt" genannt) wird in der
Anlage festgesetzt.

(2) Ein Punkt des im Abs. 1 festgesetzten Entgel-
tes entspricht einem Betrag von 10 S.

§ 2. Für Gutachten ist ein Entgelt zu entrichten,
das nach dem Grundsatz der Kostendeckung zu
berechnen ist.

§ 3. Die Entgelte für die Tätigkeit von Anstalts-
organen außerhalb der Anstalt sind nach den
erbrachten Aufwendungen (Personal- und Sachauf-
wand) gesondert zu berechnen. Der Kostenersatz
für Dienstreisen richtet sich nach der Reisegebüh-
renvorschrift 1955 in der jeweils geltenden Fassung.

§ 4. Für Untersuchungen, Analysen und sonstige
Inanspruchnahmen der Anstalt, die in der Anlage
nicht angeführt sind, ist das Entgelt, dem Grund-
satz der Kostendeckung entsprechend, nach dem
notwendigen Material-, Apparate- und Arbeitsauf-
wand zu berechnen.

§ 5. Für Tätigkeiten gemäß § 2, § 3 erster Satz
und § 4 ist auf Verlangen ein Kostenvoranschlag zu
erstellen. § 1170 a ABGB und §5 Konsumenten-
schutzgesetz, BGBl. Nr. 140/1979, idF BGBl.
Nr. 481/1985 finden Anwendung.

§ 6. Die Kosten der Probeeinsendung (Porti,
Fracht), der Probenzustellung (Zustellgebühren)
und der Überführung der Proben in analysierbare
Form (Probenvorbereitung) hat der Auftraggeber
zu tragen.

§ 7. Für Untersuchungen, die außer der Reihe
durchgeführt werden sollen (Eilanalysen), ist ein
Zuschlag von 100 vH der entsprechenden Tarifpost
zu entrichten.

§ 8. Bei Serienuntersuchungen von Bodenproben
oder Saatgutprüfungen ist je nach dem notwendi-
gen Aufwand ein geringeres Entgelt zu entrichten;
die untere Grenze bildet ein Betrag in Höhe von
60 vH des Tarifansatzes.

§ 9. Fachwissenschaftliche Interessen der Anstalt
gelten jedenfalls als öffentliche Interessen im Sinne
des § 138 Abs. 1 des Forstgesetzes 1975.

§ 10. Für Untersuchungen, die vor dem Inkraft-
treten dieser Verordnung beantragt wurden, sind
die nach der Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft über den Tarif der
Forstlichen Bundesversuchsanstalt, BGBl. Nr. 650/
1975, in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 387/1982 festgesetzten Entgelte zu entrichten.

§ 11. Diese Verordnung tritt mit 1. Mai 1988 in
Kraft.

§ 12. Die Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft über den Tarif der
Forstlichen Bundesversuchsanstalt, BGBl. Nr. 650/
1975, in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 387/1982 tritt, soweit im § 10 nichts anderes
angeordnet ist, mit Ablauf des 30. April 1988 außer
Kraft.

Riegler
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170 . Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales vom 7. März 1988 über
die Festsetzung von Kontingenten für die

Beschäftigung von Ausländern

Auf Grund des § 12 Abs. 1 des Ausländerbeschäf-
tigungsgesetzes — AuslBG, BGBl. Nr. 218/1975,
wird verordnet:

§ 1. Für die sich aus der Anlage ergebenden fach-
lichen und örtlichen Bereiche werden Kontingente
für die Beschäftigung von Ausländern im Sinne des
§ 2 Abs. 2 AuslBG festgesetzt.

§ 2. (1) Die festgesetzten Landesreserven erge-
ben sich aus den in der Anlage den Kontingentzah-
len beigefügten Zahlen in Klammern.

(2) Die festgesetzten Landesreserven werden
nach Bedarf freigegeben.

§ 3. Arbeitgeber, in deren Betrieben der Anteil
der Ausländer einen bestimmten Prozentsatz
erreicht hat, dessen Berechnungsart und Höhe sich
aus der Anlage (Merkmal „Beschränkung" in
Spalte 3) ergibt, sind von der Zuteilung weiterer
Kontingentplätze ausgenommen.

§ 4. Die Laufzeit der Kontingente einschließlich
der Landesreserven ergibt sich aus der Anlage
(Merkmal „Laufzeit" in Spalte 3) und bezieht sich
jeweils auf das Jahr 1988.

Dallinger
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171 . Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 10. März
1988 betreffend die Auflassung eines für den
Durchzugsverkehr entbehrlich gewordenen
Abschnittes der B 121 Weyrer Straße im

Bereich der Marktgemeinde Gaflenz

Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenteil der B 121 Weyrer Straße von km
38,033 (alt) bis km 38,390 (alt) wird, soweit er
durch die Umlegung auf den bereits fertiggestellten
und verkehrsübergebenen — mit Verordnung vom
1. Feber 1983, BGBl. Nr. 98, bestimmten —
Abschnitt „Weyer I" für den Durchzugsverkehr
entbehrlich wurde, als Bundesstraße aufgelassen.

Graf

172. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 15. März 1988 über die Aus-
gabe von Scheidemünzen zu 500 Schilling
„850 Jahre Benediktinerabtei St. Georgen-

berg-Fiecht"

Auf Grund des § 1 des Scheidemünzengesetzes
1963, BGBl. Nr. 178, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 118/1980 wird verordnet:

§ 1. Aus Anlaß des 850-Jahr-Jubiläums der Bene-
diktinerabtei St. Georgenberg-Fiecht werden ab

H.April 1988 Scheidemünzen zu 500 Schilling
ausgegeben.

§ 2. Die Münzen sind aus einer Legierung von
925 Tausendteilen Silber und 75 Tausendteilen
Kupfer herzustellen. Ihr Durchmesser hat 37 mm,
ihr Rauhgewicht 24 g und ihr Feingewicht 22,2 g
Feinsilber zu betragen. Abweichungen dürfen im
Feingehalt 5/1000 und im Rauhgewicht 10/1000 nicht
übersteigen.

§ 3. Für die äußere Gestalt der Münze sind die
Abbildung und folgende Bestimmungen maßge-
bend:

1. Die eine Seite hat in der oberen Hälfte die
Benediktinerabtei St. Georgenberg, darunter
die Zahl „850", das Stiftswappen und das
Wort „JAHRE", in der unteren Hälfte das
Stift Fiecht sowie die Umschrift „BENE-
DIKTINERABTEI ST. GEORGEN-
BERG-FIECHT" und die Jahreszahlen
„1138 — 1988" zu zeigen.

2. Die andere Seite hat in der Mitte die Zahl
„500", darunter das Wort „SCHILLING",
ferner in kreisförmiger Reihung das Bundes-
wappen und die Wappen der neun Bundeslän-
der sowie die Umschrift „REPUBLIK
ÖSTERREICH" zu tragen.

3. Beide Seiten sind mit einer erhöhten Randlei-
ste zu umrahmen. Der Rand der Münze ist
glatt zu gestalten und hat die vertiefte
Inschrift „FUENFHUNDERT SCHIL-
LING" aufzuweisen.

Lacina

1 7 3 . Verordnung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr vom
17. März 1988, mit der die Kraftfahrgesetz-
Durchführungsverordnung 1967 geändert

wird (23. Novelle zur KDV 1967)

Auf Grund des Kraftfahrgesetzes 1967, BGBl.
Nr. 267, wird verordnet:

Die Kraftfahrgesetz-Durchführungsverordnung
1967, BGBl. Nr. 399, zuletzt geändert mit der Ver-

ordnung BGBl. Nr. 362/1987, wird wie folgt geän-
dert:

Im § 4 Abs. 5 Z 2 lautet die lit. c:

,,c) Spikesreifen dürfen nur bis zum 11. April
1988 sowie vom 15. November 1988 bis zum
3. April 1989 verwendet werden."

Streicher


